
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In Zusammenarbeit mit der Verwaltung: 

Büro für Stadtplanung und Kommunalberatung 

Tischmann Schrooten 

Berliner Straße 38, 33378 Rheda-Wiedenbrück 

Telefon 05242/5509-0, Fax 05242/5509-29 

 

Bauleitplanung der Gemeinde Bad Laer 

 

 

 

 

 

42. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANS 

„NÖRDLICH MÜSCHENER KIRCHWEG“ 

 

 

 

BISHERIGE BEZEICHNUNG INKLUSIVE VORENTWURF: 

26. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANS - TEIL 2 

ERWEITERUNG DES GEWERBEGEBIETS 

„NÖRDLICH MÜSCHENER KIRCHWEG – UP DE HEUCHTE“ 

 

 

 

 

Beratungsunterlagen zu den Verfahrensschritten: 

 

A. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

sowie der Nachbarkommunen gemäß der §§ 4(1) und 2(2) Bau-

gesetzbuch (BauGB) 

B. Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3(1) Baugesetzbuch (BauGB) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bad Laer, 17.02.2017 
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Zu A. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange sowie der Nachbarkommunen gemäß der §§ 4(1) und 

2(2) Baugesetzbuch (BauGB) 

 

 

Die Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und die Nachbar-

kommunen sind gemäß der §§ 4(1)/2(2) BauGB mit Schreiben vom 

13.10.2016 um Stellungnahme innerhalb eines Monats gebeten worden. 

 

 

Stellungnahmen mit Hinweisen/Anregungen: 

Nr. TÖB 

 

§ 4(1)/ 

§ 2(2) 

§ 4(2)/ 

§ 2(2) 

1 Landkreis Osnabrück 10.11.2016  

2 Staatliches Gewerbeaufsichtsamt 09.11.2016  

3 Industrie- und Handelskammer 

OS – Emsland – Grafschaft Bentheim 

21.10.2016  

4 Niedersächsische Landesbehörde für 

Straßenbau und Verkehr 

17.11.2016  

5 LWS Lappwaldbahn Service GmbH 02.12.2016  

6 Landeseisenbahnverwaltung NRW 28.10.2016  

7 Gesellschaft für Landeseisenbahnaufsicht 

mbH (LEA) 

08.11.2016  

8 Landesamt für Bergbau, Energie und 

Geologie 

24.10.2016 

17.11.2016 

 

9 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 14.11.2016  

10 Niedersächsischer Landesbetrieb für 

Wasserwirtschaft, Küsten- und 

Naturschutz 

24.10.2016  

11 Unterhaltungsverband Nr. 96 

„Hase Bever“ 

01.11.2016  

12 Schumacher Kläranlagen GmbH 24.10.2016  

13 Bundesnetzagentur 17.10.2016  

14 PLEdoc GmbH 24.10.2016  

15 Westnetz GmbH 13.10.2016 

15.11.2016 

 

16 EWE Netz GmbH 08.11.2016  

17 Vodafon Kabel Deutschland GmbH 03.11.2016  

 

Stellungnahmen ohne Hinweise/Anregungen: 

TÖB 

 

§ 4(1)/ 

§ 2(2) 

§ 4(2)/ 

§ 2(2) 

Handwerkskammer 

OS – Emsland – Grafschaft Bentheim 

08.11.2106  

Bundesagentur für Arbeit 13.10.2016  

Archäologische Denkmalpflege, Stadt- und 

Kreisarchäologie Osnabrück 

18.10.2016  

Amt für regionale Landesentwicklung 

Weser-Ems 

20.10.2016  

Wasserbeschaffungsverband 

Sassenberg – Versmold – Warendorf  

19.10.2016  

Deutsche Telekom Technik GmbH 16.11.2016  

Kreis Warendorf 28.10.2016  

Kreis Gütersloh 19.10.2016  

Stadt Bad Iburg 07.11.2016  

Stadt Dissen aTW 19.10.2016  

Gemeinde Glandorf 31.10.2016  

Gemeinde Hilter 19.10.2016  

Stadt Sassenberg 19.10.2016  

Stadt Versmold 08.11.2016  

 

 

Keine Stellungnahme: 

TÖB 

 

Bundesamt f. Infrastruktur, Umweltschutz, Dienstleistungen d. Bundeswehr 

Bundesamt für Immobilienaufgaben 

Landesamt f. Geoinformation u. Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) 

Landesbergamt Clausthal-Zellerfeld 

Landesschulbehörde, Außenstelle Osnabrück 

Polizeiinspektion Osnabrück 

Freiwillige Feuerwehr Bad Laer 

Verkehrswacht, Ortsverband Bad Rothenfelde - Dissen 

Bischöfliches Generalvikariat 

Klosterrengentamt Osnabrück 

Katholische Kirchengemeinde Bad Laer 

Ev-luth. Kirchengemeinde 
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Hauptverband des Osnabrücker Landvolkes 

RWE Westfalen-Weser-Ems 

Osnatel GmbH, Osnabrück 

TEN eG 

BUND e.V. Kreisgruppe Osnabrück 

Gemeinde Bad Rothenfelde 
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Stellungnahme Nr. A.1: 

Landkreis Osnabrück (10.11.2016) 

 

Regional- und Bauleitplanung 

Zur Trinkwassergewinnung (Heilquelle) wurde der Begriff Vorsorgegebiet 

in der Begründung unter Punkt 3.2 in Vorranggebiet geändert. Die für 

eine angemessene Nutzungsbeschränkung erforderlichen Maßnahmen 

sind auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung sowie im Bauge-

nehmigungsverfahren insbesondere mit der Unteren Wasserbehörde des 

Landkreises Osnabrück abzustimmen. Im Rahmen der hier behandelten 

vorbreitenden Bauleitplanung werden die entsprechenden Sachverhalte in 

Begründung und Umweltbericht behandelt. 

 

Laut Regionalem Raumordnungsprogramm 2004 (RRPO 2004) weist das 

östlich der Hofstelle am Kirchweg 8 sowie südlich der neuen Trasse der 

L 94 (Hauptverkehrsstraße von überregionaler Bedeutung) gekennzeich-

nete und von hier in östliche Richtung verlaufende Vorsorgegebiet für 

Landwirtschaft (Ziel D 1.9 01 und D 3.2 02) ein hohes, natürliches 

standortgebundenes landwirtschaftliches Ertragspotenzials auf. Mit 

Ausnahme der neuen Straßenführung im Nahbereich der Versmolder 

Straße ist der Änderungsbereich selber hiervon nicht berührt. 

 

Die den raumordnerischen Festlegungen zugeteilten Nummern wurden 

überprüft. 

 

Eine Konkretisierung der bauleitplanerischen Zielsetzung, wie z.B. dem 

Ausschluss von zentrenrelevantem Einzelhandel oder die Vermeidung 

von Immissionsschutzkonflikten, erfolgt im Rahmen von Festsetzungen 

auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. Dies ist zeitlich nicht 

absehbar. Auf der Ebene der hier vorliegenden, vorbereitenden Bauleit-

planung sind auf der Grundlage des § 5 des Baugesetzbuchs (Inhalt des 

Flächennutzungsplans) zunächst Bauflächen bzw. Baugebiete darzu-

stellen. Gleichwohl werden die Hinweise zum zentrenrelevanten Einzel-

handel im Hinblick auf den nicht integrierten Standort sowie zur vorbeu-

genden Vermeidung künftiger Immissionsschutzkonflikte zur Kenntnis 
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genommen und sind im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung und der 

Genehmigungsplanung zu berücksichtigen. Ergänzend ist im Hinblick auf 

den Standort festzustellen, dass durch gewerbliche Nutzungen, Straßen 

und Bahnstrecke bereits heute eine entsprechende Vorprägung und 

Vorbelastung besteht. Hinzu kommt, dass rechtskräftige Bebauungspläne 

vorliegen, die die gewerbliche Grundausrichtung bereits vorgeben. Dies 

sind u.a. die Bebauungspläne Nr. 312 aus dem Jahr 1992, Nr. 313 aus 

1992, Nr. 313a aus 2003 und Nr. 319 aus 1996, die alle zwischen der 

L 94 und dem FNP-Änderungsbereich liegen. Durch die Tatsache, dass 

die zuvor benannten Bebauungspläne sowie die Flächen der 42. FNP-

Änderung bewusst am Rand des südöstlichen Siedlungsbereichs von Bad 

Laer liegen, sind Beeinträchtigungen für die zentrale Ortslage begrenzt. 

 

Die gewählte Gesetzes-Zitierweise mit dem Absatz in Klammern ist 

neben den aufgeführten Schreibweisen ebenfalls gebräuchlich. Sie wird 

einheitlich in Plankarte und Begründung eingesetzt und beibehalten. 

 

Zur Verbesserung der Eindeutigkeit der Bezeichnung der Flächen-

nutzungsplanänderung wird diese zum Entwurf auf 42. Änderung des 

Flächennutzungsplans „Nördlich Müschener Kirchweg“ geändert. 

 

In Punkt 4.1 der Begründung werden Belange des Verkehrs behandelt. 

Der im zweiten Absatz angeführte, lückenhafte Satz wurde wie folgt 

geändert: „ … die Führung der L 94 vorbelastet sind. Zu nördlich des 

Südrings bzw. westlich des Grünen Wegs benachbarten Wohnnutzungen 

wurden bereits Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen. … “ 

 

 

Untere Denkmalschutzbehörde 

Dass die Untere Denkmalschutzbehörde keine Bedenken vorzubringen 

hat, wird zur Kenntnis genommen. Ausführungen zu den Baudenkmalen 

Kirchweg 5 und 8 werden in die Begründung aufgenommen. 
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 Untere Wasserbehörde 

Der Rat hat in seiner Sitzung am 27.10.2016 beschlossen, die plane-

rischen und finanziellen Grundlagen für eine Erhöhung der Kapazität der 

Kläranlage bereitzustellen (aerobe Stabilisierung). Betreiber der Kläranla-

ge ist die Schumacher Kläranlagen mbH aus Wolfenbüttel, die ebenfalls 

mit Datum vom 24.10.2016 eine Stellungnahme zur 26. FNP-Änderung 

abgegeben hat (siehe A.12). Bevor zusätzliche Kapazitäten durch neue 

Bauvorhaben und Flächen tatsächlich erforderlich werden, müssen die 

Wirksamkeit der 26. FNP-Änderung vorliegen, hieraus Bebauungspläne 

entwickelt und zur Rechtskraft gebracht worden sein sowie eine Bauge-

nehmigung für entsprechende Betriebe erteilt sein. Derzeit ist nicht 

absehbar, wann Flächen für Betriebe vermarktet werden können und 

wann konkrete Ansiedlungswünsche vorliegen. D.h. eine Kapazitäts-

erweiterung der Kläranlage ist aufgrund des Ratsbeschlusses vom 

26.10.2016 zeitlich absehbar, für die 26. FNP-Änderung wird von einer 

Wirksamkeit in rund einem Jahr ausgegangen. Bebauungspläne, eine 

Vermarktung, Baugenehmigungen und Umsetzungszeiträume sind jedoch 

zeitlich nicht absehbar. Daher ist davon auszugehen, dass bis zum Zeit-

punkt von Baurechten ausreichende Kapazitäten für die Klärung von 

Schutzwassern gegeben sind. 

 

 

Brandschutz 

Anregungen zum vorbeugenden Brandschutz liegen weiterhin keine vor. 
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Beschlussvorschlag Nr. A.1: 

Die Ausführungen zum Regionalen Raumordnungsprogramm 2004 zu 

den hier maßgeblichen Zielen der Raumordnung (Vorranggebiet zur 

Trinkwassergewinnung, Vorsorgegebet für Landwirtschaft, Nummerie-

rung der raumordnerischen Festlegungen) sind wie angeregt in Begrün-

dung und Umweltbericht einzuarbeiten. 

 

Die Hinweise zum zentrenrelevanten Einzelhandel mit Blick auf den nicht 

integrierten Standort sowie zur vorbeugenden Vermeidung künftiger 

Immissionsschutzkonflikte werden zur Kenntnis genommen und sind im 

Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung und der Genehmigungsplanung 

zu berücksichtigen. 

 

Die gewählte Gesetzes-Zitierweise mit dem Absatz in Klammern wird in 

Plankarte und Begründung beibehalten. 

 

Dass außer textlichen Aussagen in Begründung und Umweltbericht zu 

den Baudenkmalen Kirchweg 5 und 8 keine weiteren Belange des Denk-

malschutzes zu berücksichtigen sind, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Eine Kapazitätserweiterung der Kläranlage ist aufgrund des Rats-

beschlusses vom 26.10.2016 zeitlich absehbar, ebenso wie der ange-

strebte Feststellungsbeschluss für die 42. FNP-Änderung. Dagegen sind 

bislang die Aufstellung von Bebauungsplänen, eine Vermarktung oder die 

Umsetzung nicht durch politische Beschlüsse angestoßen. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. Insgesamt 

ist über die Berücksichtigung der zuvor beschriebenen Inhalte hinaus auf 

der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung kein weiterer Handlungs-

bedarf erkennbar. 
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Stellungnahme Nr. A.2: 

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt (09.11.2016) 

 

Die Einstufung der Schutzbedürftigkeit der innerhalb des Gewerbegebiets 

und im Umfeld liegenden Wohnnutzungen sowie mögliche Auswirkungen 

hierauf durch die angestoßene Gewerbegebietserweiterung sind im Zuge 

der Verfahren, die der FNP-Änderung (vorbereitende Bauleitplanung) 

nachgelagert sind, zu behandeln. Im Rahmen von Bebauungsplänen (ver-

bindliche Bauleitplanung) und hierauf aufbauend im Rahmen betriebsbe-

zogener Genehmigungsverfahren erfolgt dies mit Hilfe gutachterlicher 

schalltechnischer Beurteilungen. Zur Vermeidung potenzieller Konflikte 

sind hier z.B. Lärmschutzmaßnahmen wie Gebäudestellung, Organisation 

von Betriebsabläufen oder sonstige Maßnahmen zur Berücksichtigung 

der Schutzansprüche der Umgebung zu prüfen. Auch ist es denkbar, Be-

bauungspläne vorhaben- bzw. betriebsbezogen aufzustellen. Das Staat-

liche Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück ist jeweils - ggf. auch sehr früh-

zeitig - entsprechend der gesetzlichen Vorgaben zu beteiligen. Der in der 

Stellungnahme angeführten Vorgehensweise kann somit gefolgt werden. 

 

Derzeit sind keine Hinweise erkennbar, die bereits auf der Ebene des 

Flächennutzungsplans eine gewerbliche Weiterentwicklung aus Immis-

sionsschutzgründen ausschließen würden. 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.2: 

Die Auswirkungen durch die Gewerbegebietserweiterung bzw. auf die 

Schutzwürdigkeit der innerhalb und im Umfeld des Änderungsbereichs 

liegenden Wohnnutzungen sind zu beachten. Hierzu ist das Staatliche 

Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück im Rahmen der verbindlichen Bauleit-

planung sowie von Genehmigungsverfahren jeweils entsprechend der 

gesetzlichen Vorgaben zu beteiligen. Der in der Stellungnahme angeführ-

ten Vorgehensweise kann somit gefolgt werden. 

 

Hinweise, die bereits auf der Ebene des Flächennutzungsplans eine 

gewerbliche Weiterentwicklung aus Immissionsschutzgründen ausschlie-

ßen würden, sind derzeit nicht erkennbar. 
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Stellungnahme Nr. A.3: 

Industrie- und Handelskammer 

Osnabrück – Emsland – Grafschaft Bentheim (21.10.2016) 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Industrie- und Handelskammer 

die Planungsziele im Sinne der regionalen Wirtschaftsförderung begrüßt. 

Dass dies aus Sicht der Industrie- und Handelskammer nicht nur ansied-

lungswillige Unternehmen, sondern auch die Stärkung des Arbeitsplatz-

angebots in der Region betrifft, wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. 

Auch dass dies im Sinne des § 1(6) Nr. 8a und c BauGB als eine 

wirtschaftsfördernde Maßnahme u.a. zur „Erhaltung, Sicherung und 

Schaffung von Arbeitsplätzen“ zu sehen ist. Die Verwaltung schließt sich 

diesen Sichtweisen an. 

 

Sofern Belange für die vorbereitende Bauleitplanung relevant und er-

kennbar sind, werden sie im Entwurf der 42. FNP-Änderung berück-

sichtigt. Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist kein 

weiterer Handlungsbedarf erkennbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.3: 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht der Industrie- und 

Handelskammer die Planungsziele im Sinne der regionalen Wirtschafts-

förderung und als eine wirtschaftsfördernde Maßnahme u.a. zur „Erhal-

tung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen“ zu sehen sind. Die 

Gemeinde schließt sich diesen Sichtweisen an. Auf der Ebene der 

vorbereitenden Bauleitplanung ist kein weiterer Handlungsbedarf erkenn-

bar. 
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 Stellungnahme Nr. A.4: 

Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLSTBV) 

(17.11.2016) 

 

Zu den Ausführungen vermeidlicher „Verfahrensfehler“, „Planungsänder-

ung während der Auslegungszeit“ bzw. „Genehmigung“: 

Zu den vom Gesetzgeber vorgesehenen offiziellen Beteiligungsschritten 

gemäß der §§  4(1) und 4(2) BauGB ist den berührten Behörden und 

sonstigen Trägern öffentlicher Belange, zu denen auch die Nieder-

sächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr gehört, Gele-

genheit zur Stellungnahme zu geben. Bislang ist im Oktober/November 

2016 die frühzeitige Beteiligung gemäß § 4(1) BauGB erfolgt. 

 

Im Rahmen dieser frühzeitigen Beteiligung wurde von der Gemeinde 

kurzzeitig versehentlich ein alternativer Lösungsansatz und nicht die 

eigentliche Vorentwurfs-Fassung in das Internetprotal eingestellt. Dies 

wurde korrigiert und die Landesbehörde hierüber informiert. Darüber 

hinaus war der Vorentwurf - bestehend aus Plankarte, Begründung und 

Umweltbericht - über den Internetauftritt der Gemeinde (www.bad-

laer.de) unter dem Pfad Rathaus – Bauen und Wohnen - Bauleitplanung 

bis inklusive 15.02.2017, d.h. erheblich länger als die üblichen Zeit-

räume für jedermann einsehbar. 

 

Aktuell steht nach dem Vorentwurf und der frühzeitigen Beteiligung ge-

mäß § 4(1) BauGB als nächster Verfahrensschritt der Entwurfsbeschluss 

und die verfahrenstechnisch maßgebliche Beteiligung gemäß der §§ 3(2)/ 

4(2) BauGB an. Danach würden die eingegangenen Stellung-nahmen des 

gesamten Verfahrens ausgewertet und den politischen Gremien zur 

öffentlichen Beratung vorgelegt. Erst wenn der Rat hierauf aufbauend 

den Festsetzungsbeschluss gefasst hat, werden die Unterlagen dem 

Landkreis Osnabrück durch die Gemeinde zur Genehmigung vorgelegt. 

D.h. die Vorlage der FNP-Änderung beim Landkreis Osnabrück zur Ge-

nehmigung erfolgt erst am Ende des Verfahrens durch die Gemeinde und 

dieses Ende ist derzeit zeitlich nicht zu benennen. Grund hierfür ist u.a. 

die Tatsache, dass die maßgeblichen Beteiligungen gemäß der §§ 3(2) 

und 4(2) BauGB noch gar nicht zeitlich einzuordnen sind bzw. durchge-

führt wurden und daher hinzu auch keine auswertbaren Ergebnisse vor-

liegen. 

 

http://www.bad-laer.de/
http://www.bad-laer.de/
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In der Gesamtbetrachtung liegt daher weder ein Verfahrensfehler noch 

eine Planungsänderung während der (bislang ohnehin nur frühzeitigen) 

Auslegungszeit vor. Eine Vorlage zur Genehmigung kann erst zu einem 

späteren Zeitpunkt des Bauleitplanverfahrens erfolgen. 

 

 

Anbindung an die Versmolder Straße: 

Für die Anbindung an die Versmolder Straße (L 100) in der Form eines 

Kreisverkehrs wird die bislang dargestellte Fläche entsprechend der 

Stellungnahme der Landesbehörde vergrößert bzw. in der Form ange-

passt. 

 

 

Linienführung: 

Im Grundsatz sieht die Verwaltung das Erfordernis, im Eigeninteresse der 

Gemeinde nicht nur verkehrliche Überlegungen, sondern auch solche zur 

Umsetzbarkeit anzustellen. Zur Umsetzbarkeit gehören u.a. Aspekte der 

Flächenverfügbarkeit und der Finanzierbarkeit. Diese stehen insbeson-

dere auch im Zusammenhang mit der Linienführung der Ortsumgehung. 

Daher wurden bei der Entwicklung des Vorentwurfes der FNP-Änderung 

verwaltungsintern auch mögliche Varianten in der Linienführung erörtert. 

 

Die zum Vorentwurf dargestellte und politisch beschlossene Führung der 

neuen Umgehungstrasse verläuft nordöstlich der Bahnlinie unmittelbar 

nördlich der Maststandorte der 110 kV Hochspannungsleitung. Im Ver-

lauf bis zur Versmolder Straße sind Gewebeflächen und im Einmün-

dungspunkt Bielefelder Straße / Versmolder Straße die Ausbildung eines 

Kreisverkehrs vorgesehen. Zum Entwurf erfolgten aufgrund der 

Vertiefung der Planung und Inhalte der aus der Beteiligung gemäß § 4(1) 

BauGB eingegangenen Stellungnahmen Anpassungen im Detail, ohne 

dabei die Grundkonzeption aufzugeben. 
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Vorentwurf, September 2016 

 

 
Entwurf, Februar 2017 (Variante 1) 

 

Kostenaspekte und Flächenverfügbarkeit sind bei dieser Lösung unbe-

rücksichtigt. Hinzu kommt eine stark eingeschränkte Erschließungsfunk-

tion der neuen Umgehungsstraße für das geplante Gewerbegebiet. Im 

Sinne der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Umgehungs- 
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straße ist von allenfalls ca. 1 - 3 zentralen, entsprechend auszubauenden 

Anschlusspunkten auszugehen. D.h. hierbei handelt es sich um eine 

perspektivische, insbesondere auf die verkehrlichen Anforderungen einer 

Ortsumgehung abgestellte Lösung. Bezogen auf die Örtlichkeit werden 

vergleichsweise große Gewerbegebietsflächen dargestellt. 

 

Zur Reduzierung der für eine Ortsumgehung absehbar vorrangig von der 

Gemeinde zu tragenden Kosten und aufgrund der insbesondere in den 

östlichen Teilbereichen bislang nicht zu erwartenden Flächenverfügbar-

keit, wurden verwaltungsintern alternative Lösungsansätze diskutiert. Ein 

im Januar 2017 entwickelter Lösungsansatz ist zur Erörterung neben-

stehend abgebildet. 

 

 

Alternativer Lösungsansatz , Januar 2017 (Variante 2) 

 

Dieser verzichtet im Einmündungspunkt Bielefelder Straße / Versmolder 

Straße auf die Ausbildung eines Kreisverkehrs. Von der heutigen Trasse 

der Ortsumgehung wird im Bereich der Gebäude Bielefelder Straße 67 

und 68 durch die Ausbildung eines leichten Bogens auf die neue Trasse 

geführt. Diese verläuft weiter nach Südwesten, von dort parallel zur 

Hochspannungsleitung bis sie an gleicher Stelle wie im Vorentwurf die 

Bahnstrecke quert. Die Bielefelder Straße in Richtung Gemeindezentrum 

wird als Abzweig eingehängt.  
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Anschlusspunkte für gewerbliche Bauflächen sind voraussichtlich eben-

falls nur an wenigen, zentralen Stellen vorzusehen und im Rahmen der 

weiteren Bauleitplanung bzw. Umsetzung zu konkretisieren. Es besteht 

hier die Möglichkeit, im östlichen Plangebiet für einen Planungshorizont 

von ca. bis zu 15 Jahren auf Flächennutzungsplanebene gewerbliche 

Bauflächen darzustellen, gleichwohl sich in einer zeitnahen Umsetzung 

zunächst auf die Flächen westlich der neuen Trassenführung zu konzen-

trieren. Hierdurch kann in der aktuellen Vorgehensweise sowohl der per-

spektivisch angelegten Intentionen der Gemeindeentwicklung, als auch 

den vorliegenden Interessen der betroffenen Eigentümer entsprochen 

werden. 

 

 

Alternativer Lösungsansatz , Februar 2017 (Variante 3) 

 

Aufgrund verschiedener Gespräche hat sich eine Abwandlung der Vari-

ante 2 im Hinblick auf die Linienführung der Trasse der L 94 im zentralen 

Bereich ergeben, die hier als Variante 3 abgebildet wird. Hierbei wird die 

ursprüngliche Trasse südlich des Waschparks aufgenommen, westlich 

des Flurstücks Nr. 132 (Gemarkung Müschen, Flur 10) nach Süden ge-

führt, um dann noch östlich der Bahnstrecke auf die wie in den Varianten 

1 und 2 identisch neu vorgesehene Trasse der L 94 überzugehen. 
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 Die Varianten sind im Rahmen der politischen Beratungen in öffentlicher 

Sitzung zu erörtern. In der Begründung und dem Umweltbericht zur 42. 

FNP-Änderung wurde zum Entwurf (Februar 2017) die Variante 1 mit 

Stand von Januar 2017 zugrunde gelegt. Sofern die Offenlage mit der 

Variante 2 oder 3 erfolgen soll, ist hierfür ein politischer Beschluss 

erforderlich der mit einschließt, dass die Unterlagen der 42. FNP-

Änderung vor der Offenlage hierauf entsprechend anzupassen sind. 

 

 

Beschlussvorschlag 1 zu Nr. A.4: 

Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr ist im 

vorliegenden Bauleitplanverfahren weiterhin gemäß § 4 BauGB zu betei-

ligen.  

Auf der Grundlage der Variante 1 vom Januar 2017 sind die Beteiligun-

gen gemäß der §§ 3(2)/4(2) BauGB durchzuführen. In der 42. FNP-

Änderung ist die dargestellte „Straße des überörtlichen Verkehrs“ am 

Knotenpunkt Bielefelder Straße / Versmolder Straße zur Platzierung eines 

Kreisverkehrs aufzuweiten und allseitig anzubinden. 

 

Beschlussvorschlag 2 zu Nr. A.4: 

Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr ist im 

vorliegenden Bauleitplanverfahren weiterhin gemäß § 4 BauGB zu betei-

ligen.  

Auf der Grundlage der Variante 2 vom Januar 2017 sind die Beteiligun-

gen gemäß der §§ 3(2)/4(2) BauGB durchzuführen. Die Unterlagen der 

42. FNP-Änderung sind vor der Offenlage hierauf entsprechend anzu-

passen. 

 

Beschlussvorschlag 3 zu Nr. A.4: 

Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr ist im 

vorliegenden Bauleitplanverfahren weiterhin gemäß § 4 BauGB zu betei-

ligen.  

Auf der Grundlage der Variante 3 vom Februar 2017 sind die Beteiligun-

gen gemäß der §§ 3(2)/4(2) BauGB durchzuführen. Mit Blick auf die ver-

schiedenen Kurven sind die verkehrlichen Belange vorab mit der 

Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLSTBV) 

abzustimmen und die Unterlagen der 42. FNP-Änderung vor der Offen-

lage entsprechend anzupassen. 
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Stellungnahme Nr. A.5: 

LWS Lappwaldbahn Service GmbH (02.12.2016) 

 

Die Entscheidung, in welcher Art die Bahnstrecke zu kreuzen ist und 

welche relevanten Auswirkungen damit verbunden sind, in der zeitlich 

nicht absehbaren Projekt- bzw. Ausführungsplanung des Kreuzungs-

punkts zu berücksichtigen und daher nicht Gegenstand der vorbereiten-

den Bauleitplanung bzw. hier der 42. FNP-Änderung. Gleichwohl werden 

die Ausführungen der LWS Lappwaldbahn Service GmbH im Hinblick auf 

die Rahmenbedingungen zur Projekt- bzw. Ausführungsplanung zur 

Kenntnis genommen. Zur allgemeinen Information werden Inhalte der 

Stellungnahme in die Begründung der FNP-Änderung aufgenommen 

(siehe dort Punkte 4.1 „Verkehr“ und 4.2. „Immissionsschutz“). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.5: 

Die Ausführungen der LWS Lappwaldbahn Service GmbH werden zur 

Kenntnis genommen und sind im Rahmen der Projekt- bzw. Ausführungs-

planung zu beachten. 
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Stellungnahme Nr. A.6: 

Landeseisenbahnverwaltung NRW (28.10.2016) 

 

Die Stellungnahme der Landeseisenbahnverwaltung wird zur Kenntnis 

genommen. Dies betrifft insbesondere die Anforderung, neue Querungen 

vorhandener Bahnstrecken als Über- oder Unterführung ausbilden zu 

müssen. Die Anforderungen sind im Rahmen der Projekt- bzw. 

Ausführungsplanung zu beachten. Zur allgemeinen Information werden 

Inhalte der Stellungnahme in die Begründung der FNP-Änderung 

aufgenommen (siehe dort Punkt 4.1 „Verkehr“ und 4.2. „Immissions-

schutz“). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



18 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.6: 

Die Ausführungen der Landeseisenbahnverwaltung werden zur Kenntnis 

genommen. Dies betrifft insbesondere die Anforderung, neue Querungen 

vorhandener Bahnstrecken als Über- oder Unterführung ausbilden zu 

müssen. Sie sind im Rahmen der Projekt- bzw. Ausführungsplanung zu 

beachten. 
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Stellungnahme Nr. A.7: 

Gesellschaft für Landeseisenbahnaufsicht mbH (LEA) (08.11.2016) 

 

Bei der vorliegenden FNP-Änderung handelt es sich um ein Planverfahren 

der vorbereitenden Bauleitplanung. Dabei wird für einen Zeithorizont von 

ca. 15 Jahren die beabsichtigte Bodennutzung der Kommune in den 

Grundzügen dargestellt. Die hier betroffene eingleisige Bahnstrecke hzw. 

Bahnanlage wird gemäß § 5(2) Nr. 3 BauGB daher in der 42. FNP-

Änderung als Fläche für den überörtlichen Verkehr, hier Bahnanlage 

kenntlich gemacht. Die Bahnanlage betreffende Änderungsabsichten sind 

nicht bekannt und auch nicht vorgesehen. D.h. außer der Dastellung des 

Bestands besteht insgesamt keine besondere Relevanz für die 42. FNP-

Änderung. Sollten eines Tages aus dem wirksamen Flächennutzungsplan 

heraus konkretisierende, verbindliche Bauleitplanungen (Bebauungspläne) 

entwickelt werden, sind - sofern gegeben oder erforderlich - vertiefende 

Regelungen und/oder nachrichtliche Übernahmen erforderlich. 

 

Die Stellungnahme der LEA Gesellschaft für Landeseisenbahnaufsicht 

mbH wird insgesamt zur Kenntnis genommen. Dies betrifft insbesondere 

die Anforderung, neue Querungen vorhandener Bahnstrecken als Über- 

oder Unterführung ausbilden zu müssen und die Übernahme der 

Herstellungskosten durch den Veranlasser, d.h. in diesem Falle der 

Gemeinde. Die Anforderungen sind im Rahmen der Projekt- bzw. 

Ausführungsplanung zu beachten. Zur allgemeinen Information werden 

Inhalte der Stellungnahme in die Begründung der FNP-Änderung 

aufgenommen (siehe dort Punkt 4.1 „Verkehr“ und 4.2. „Immissions-

schutz“). 

 

Dass im Grundsatz aus eisenbahntechnischer Hinsicht gegen die FNP-

Änderung keine Einwände bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 
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Beschlussvorschlag Nr. A.7: 

Die Ausführungen der Landeseisenbahnverwaltung werden zur Kenntnis 

genommen. Dies betrifft insbesondere die Anforderung, neue Querungen 

vorhandener Bahnstrecken als Über- oder Unterführung ausbilden zu 

müssen und die Übernahme der Herstellungskosten durch den 

Veranlasser. Sie sind im Rahmen der Projekt- bzw. Ausführungsplanung 

zu beachten. 

 

Dass im Grundsatz aus eisenbahntechnischer Hinsicht gegen die FNP-

Änderung keine Einwände bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 
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Stellungnahme Nr. A.8a: 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Außenstelle Meppen - 

Bereich Bergbau - (24.10.2016) 

 

Dass aus Sicht der Außenstelle Meppen - Bereich Bergbau – keine 

Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.8a: 

Dass aus Sicht der Außenstelle Meppen - Bereich Bergbau – keine 

Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 
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Stellungnahme Nr. A.8b: 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Hannover (17.11.2016) 

 

Mit der Umsetzung der vorliegenden Planung werden in den künftig 

bebauten bzw. in anderer Weise versiegelten Bereichen die Bodenfunk-

tionen als Lebensraum für Pflanzen, Tiere und Bodenorganismen, als 

Produktionsfläche für Lebensmittel und als Filterkörper bei der Grund-

wasserneubildung lokal vollständig verloren gehen. Die Gemeinde Bad 

Laer ist sich dieser Konfliktlage bewusst. Gleichwohl sind die Belange 

der Landwirtschaft und des Bodenschutzes mit den anderen gemäß 

BauGB zu beachtenden Belangen abzugleichen. Im Grundsatz werden 

aufgrund der hier günstigen Rahmenbedingungen für das konkrete Plan-

gebiet die Belange des Bodenschutzes zurückgestellt. Die Stand-

ortentscheidung wird nicht zuletzt aufgrund der besonderen Lagegunst 

im Verkehrsnetz und der sinnvollen Fortentwicklung des bestehenden 

gewerblichen Schwerpunktbereichs der Gemeinde für sachgerecht gehal-

ten. 

 

Als zusätzliche Information wird ergänzend in der Begründung auf die 

Punkte 3.4a „Bodenschutz“, 4.5 „Bodenschutz und Flächenverbrauch“ 

und 4.6a „Flächenbeanspruchung und Standortentscheidung“ sowie auf 

die Inhalte des Umweltberichts verwiesen. 

 

Die Berechnung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erfolgt auf der 

Grundlage des Osnabrücker Kompensationsmodell (Landkreis Osnabrück 

2016) im Rahmen von Bebauungsplänen (verbindliche Bauleitplanung). 

Die Konkretisierung und auch die Umsetzung entsprechender Maßnah-

men erfolgt aufbauend auf den Darstellungen der dann gegebenenfalls 

wirksamen, hier behandelten 42. FNP-Änderung. Grundsätzlich vorgese-

hen sind in diesem Zusammenhang Eingrünungsmaßnahmen in der Form 

von Gehölzen am Südostrand des Gewerbegebiets, um hierdurch eine 

natürliche Abgrenzung zur freien Landschaft zu schaffen. 
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Die Anregung zur Vermeidung und Verringerung der Bodenbeeinträch-

tigungen ein Schutzkonzept zu erstellen, wird im Grundsatz begrüßt. 

Erfordernis und Ausrichtung eines solchen Schutzkonzepts sind zum 

Zeitpunkt von Bebauungsplanaufstellungen u.a. in Abhängigkeit konkre-

ter Ansiedlungswünsche von Betrieben zu prüfen. Ergänzend können im 

Rahmen der betrieblichen Genehmigungsverfahren Maßnahmen zum 

Bodenschutz entwickelt und im Rahmen der Genehmigungsbescheide 

festgeschrieben werden, wie z.B. der angeführte Schotterrasen oder 

Rasengittersteine. Somit wird der Aspekt des Bodenschutzes in jedem 

der nachfolgenden Planungsschritte berücksichtigt. 

 

Im Übrigen werden die von Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

– Hannover im Grundsatz zum gebotenen Bodenschutz ausgeführten 

Inhalte zur Kenntnis genommen. Auf der Ebene der vorbereitenden 

Bauleitplanung ist kein weiterer Handlungsbedarf erkennbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.8b: 

Die vom Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie – Hannover im 

Grundsatz zum gebotenen Bodenschutz ausgeführten Inhalte werden zur 

Kenntnis genommen. An der Weiterentwicklung des gewerblich 

genutzten Standorts sowie an den grundsätzlich perspektivisch 

vorgesehenen Flächen- bzw. Bodennutzungen der 42. FNP-Änderung ist 

festzuhalten. Sofern Bebauungspläne aufzustellen sind, ist vor dem 

Hintergrund konkreter Ansiedlungswünsche von Betrieben die Erarbei-

tung eines Bodenschutzkonzepts zu prüfen. 

 

Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist kein weiterer 

Handlungsbedarf erkennbar. 
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Stellungnahme Nr. A.9: 

Landwirtschaftskammer Niedersachsen (14.11.2016) 

 

Dass intensiv genutzte Ackerflächen durch die vorliegende Planung 

dauerhaft der landwirtschaftlichen Nutzung entzogen würden, ist der 

Gemeinde bekannt. Auch ist bekannt, dass hierdurch der Haupterwerbs-

betrieb am Kirchweg 8 mit seinen nördlich zur Hofstelle angrenzenden 

Ackerflächen besonders betroffen ist. 

 

Gleichwohl ist grundsätzlich anzumerken, dass es sich bei einer FNP-

Änderung um ein Planverfahren der vorbereitenden Bauleitplanung 

handelt, bei der für einen Zeithorizont von ca. 15 Jahren die beabsich-

tigte Flächen- bzw. Bodennutzung der Gemeinde in den Grundzügen 

entwickelt und dargestellt wird. Grundlage bildet hier der § 5 des 

Baugesetzbuchs „Inhalt des Flächennutzungsplans“. Aus dem wirksamen 

Flächennutzungsplan heraus werden nachfolgend konkretisierende, 

verbindliche Bauleitplanungen (Bebauungspläne) entwickelt. Im Gegen-

satz zum Bebauungsplan stellt der Flächennutzungsplan keine verbind-

liche Rechtsform dar, aus dem z.B. der Anspruch auf eine Baugenehmi-

gung abgeleitet werden könnte. 

 

Die zuvor dargelegten, vom Gesetzgeber vorgegebenen Regelungen 

bedeuten, dass zu diesem Planungsstand nicht zwingend Gespräche mit 

betroffenen Eigentümern und Betrieben z.B. über die Verfügbarkeit von 

Flächen stattfinden müssen. Das Änderungsverfahren als solches wird 

gemäß der §§ 3 und 4 BauGB öffentlich geführt, wodurch die Einwände 

von Fachbehörden und aus der Öffentlichkeit den politischen Gremien 

bekannt sind und die hierzu die Abwägung vorzunehmen haben. Das 

Änderungsverfahren ist somit insgesamt transparent. Zeitlich ist nicht 

absehbar, wann aus der FNP-Änderung heraus ein oder mehrere 

Bebauungspläne entwickelt werden. Selbst im Falle der Rechtskraft eines 

aufgestellten Bebauungsplans müsste zunächst dessen Umsetzung 

vorbereitet und durchgeführt werden. Bei der FNP-Änderung geht es 

einzig allein um die Darstellung der Grundzüge der beabsichtigten 

Flächen- bzw. Bodennutzung. Hier sind dies Bau- und Straßenflächen 

sowie Flächen für Regenwasserrückhaltung und Eingrünung.  
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Hinsichtlich der Planungsinhalte besteht grundsätzlich die Möglichkeit, 

aufgrund der allgemein günstigen Rahmenbedingungen die bestehende 

gewerbliche Situation mit der gebotenen Rücksicht auf das Umfeld durch 

zusätzliche Bau-, Straßen-, Regenrückhalte- und Grünflächen weiterzu-

entwickeln. Hierbei sind die Lage abseits der Ortszentrums sowie die 

gute Erreichbarkeit der A 33 und damit verbunden eine überregionale 

Verkehrsanbindung positiv zu bewerten. 

 

Ob und wann eine Konkretisierung auf der Ebene der verbindlichen Bau-

leitplanung (Bebauungsplan) zum tragen kommt und welche Auswirkun-

gen dann z.B. für den genannten Haupterwerbsbetrieb im Raum stehen, 

ist insgesamt derzeit nicht absehbar. Auch hat bislang keine Vermark-

tung im Bereich der möglichen neuen gewerblichen Bauflächen stattge-

funden, womit auch keine Angaben über mögliche Betriebe vorliegen. 

Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) 

ist daher aus Sicht der Verwaltung kein weiterer Handlungsbedarf 

erkennbar. 

 

Gleichwohl werden die Anregungen und die sich daraus möglicherweise 

ergebenden Konsequenzen zur Kenntnis genommen. Mit dem Ziel einer 

zeitnahen Umsetzbarkeit werden vor Ort konkrete Gespräche und Vor-

gänge mit betroffenen Betrieben und Grundstückseigentümern geführt. 

 

 

Ebenfalls im Zuge der Bebauungsplanung sind mit Blick auf bestehende 

landwirtschaftliche Betriebe konkrete Untersuchungen zum Immis-

sionsschutz erforderlich und zu berücksichtigen (Geruchsgutachten). 

Auch können durch ansiedelnde Gewerbebetriebe (Geruchs-)Immissionen 

entstehen oder vorhandene weiter ansteigen. Diese sind - sofern erfass-

bar - ebenfalls im Zuge der Bebauungsplanung und/oder bei betrieblichen 

Genehmigungsplanungen relevant. 
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Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden ebenfalls erst in der verbind-

lichen Bauleitplanung hinsichtlich ihrer Größe, Lage und Art bemessen 

und festgelegt. Ob ein Ausgleich dann auf land- und forstwirtschaftlich 

genutzten Flächen vorzusehen ist, ist u.a. von den grundsätzlich ange-

strebten Flächen- bzw. Bodennutzungen der Gemeinde und den daraus 

zu entwicklenden städtebaulichen Zielsetzungen abhängig. Hierzu 

können neben der Eingrünung des Baugebiets z.B. Aspekte der 

Vernetzung von Lebensräumen/Grünstrukturen gehören. Die Flächen-

nutzungsplanänderung gibt hier lediglich die Entwicklungsrichtung vor. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.9: 

Die Anregungen und die sich daraus möglicherweise ergebenden Konse-

quenzen werden zur Kenntnis genommen. An der Weiterentwicklung des 

gewerblich genutzten Standorts sowie an den grundsätzlich perspek-

tivisch vorgesehenen Flächen- bzw. Bodennutzungen der 42. FNP-

Änderung sind festzuhalten. Im Hinblick auf eine zeitnahe Abgrenzung 

und Aufstellung von Bebauungsplänen sind durch die Verwaltung vor Ort 

weiterhin Gespräche mit den betroffenen Betrieben und Grundstücks-

eigentümern zu führen. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme insgesamt zur Kenntnis genommen. 

Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist kein weiterer 

Handlungsbedarf erkennbar. 
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Stellungnahme Nr. A.10: 

Niedersächsicher Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und 

Naturschutz (24.10.2016) 

 

Die Abgrenzung des Heilquellenschutzgebiets Bad Laer ist bereits zum 

Vorentwurf nachrichtlich in die Plankarte übernommen. Die Abgrenzung 

entspricht der in der Übersichtskarte, die der Stellungnahme beigefügt 

und nebenstehend abgebildet ist. 

 

Zur allgemeinen Information werden Hinweise zur Grundwasserhaltung 

und zur Grundwasserentnahme in die Begründung aufgenommen. Sofern 

im Zuge von Bauarbeiten eine Grundwasserhaltung erforderlich wird, ist 

hierfür ab einer täglichen Entnahmemenge von 50 m³ eine was-

serrechtliche Erlaubnis bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises 

Osnabrück zu beantragen. Für eine eventuelle ständige Grundwasser-

entnahme vor Ort ist eine wasserrechtliche Erlaubnis nach den §§ 8-10 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) zu beantragen. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme insgesamt zur Kenntnis genommen. 

Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist kein weiterer Hand-

lungsbedarf erkennbar. 
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Beschlussvorschlag Nr. A.10: 

Die Stellungnahme wird insgesamt zur Kenntnis genommen. Auf der 

Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist kein weiterer Handlungs-

bedarf erkennbar. 
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Stellungnahme Nr. A.11: 

Unterhaltungsverband Nr. 96 „Hase Bever“ (01.11.2016) 

 

Es ist nicht absehbar, wie Art und Umfang der zukünftigen Versiegelun-

gen durch Gebäude, Verkehrs-/Stellplatzflächen und sonstige versiegelte 

Flächen, wie z.B. Abstellflächen, aussehen werden. Auch ist nicht ab-

sehbar, wann entsprechende Versiegelungen zum tragen kommen. 

Konkrete betriebliche Vorhaben und Planungen liegen nicht vor, ebenso 

keine in Aufstellung befindlichen Bebauungspläne. Nicht bekannt sind 

zudem Maßnahmen oder Umstände, die beim Umgang mit Nieder-

schlagswasser ausgleichend wirken, wie z.B. durchlässige Bodenbeläge, 

Wasserhaltungen oder Dachbegrünungen.  

 

Da auf Flächennutzungsplanebene die Grundzüge der zukünftig beab-

sichtigten Bodennutzungen darzustellen sind, sind konkretisierende 

Inhalte zwar wünschenswert, aber nicht erforderlich. Eine Vertiefung 

erfolgt daher - wie auch sonst üblich - erst bei der Aufstellung von 

Bebauungsplänen (verbindliche Bauleitung) und im Zuge betrieblicher 

Ansiedlungswünsche im Genehmigungsverfahren. 

 

Gleichwohl geht die Verwaltung davon aus, dass aufgrund der vorliegen-

den Höhenentwicklungen, der innerhalb und außerhalb des Geltungs-

bereichs bestehenden Entwässerungsmöglichkeiten (Gräben und Gewäs-

ser), des auf FNP-Ebene dargestellten Regenrückhaltebeckens und der 

Möglichkeiten innerhalb der verbindlichen Bauleitplanung sowie der 

Genehmigungsverfahren, die Belange der Behandlung nicht verunreinigter 

Niederschlagswasser ausreichend berücksichtigt werden können. Ein 

weiterer Untersuchungs- oder Regelungsbedarf, wie z.B. eine wasser-

wirtschaftliche Voruntersuchung, zum Zeitpunkt der 42. FNP-Änderung 

ist somit aus Sicht der Gemeinde nicht gegeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



30 

 
 

 

Dass aus Sicht des Unterhaltungsverbands bereits die bestehende Situa-

tion des aufnehmenden Gewässernetzes stark vorgeschädigt ist, wird 

zur Kenntnis genommen. Wie zuvor beschrieben, können im Rahmen der 

Konkretisierungen auf Bebauungsplanungsebene und in Genehmigungs-

verfahren (Straßen, Betriebsflächen etc.) wasserwirtschaftliche Belange 

umfassend berücksichtigt werden. Hierfür sind jeweils die zuständigen 

Fachbehörden zu beteiligen. Im Ergebnis ist neben der verträglichen 

Rückhaltung und Ableitung des zukünftig aufgefangenen Niederschlags-

wassers auch von einer Verbesserung der Gesamtsituation im Gewäs-

sernetz auszugehen. 

 

Einzelne Belange der Gewässersituation und des gebotenen Gewässer-

schutzes wurden zum Entwurf in der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A11: 

Dass aus Sicht des Unterhaltungsverbands bereits die bestehende Situa-

tion des aufnehmenden Gewässernetzes stark vorgeschädigt ist, wird 

zur Kenntnis genommen. Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen 

(verbindliche Bauleitung) und im Zuge von Genehmigungsverfahren ist 

neben der Entwässerung zusätzlicher Niederschlagswasser auch die 

Vorschädigung im Gewässernetz angemessen zu berücksichtigen. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme insgesamt zur Kenntnis genommen. 

Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist kein weiterer 

Handlungsbedarf erkennbar. 
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Stellungnahme Nr. A.12: 

Schumacher Kläranlagen GmbH (24.10.2016) 

 

Mit Ratsbeschluss vom 27.10.2016 wurde die notwendige und 

zukunftsorientierte Erweiterung der Kläranlage Bad Laer beschlossen 

(Beschlussvorlage Nr. 00/240/2016). Zur Erweiterung der Kläranlage soll 

die „aerobe Stabilisation“ als das wirtschaftlichste und gleichzeitig 

betriebssicherste Verfahren angewandt werden. 

 

Grundsätzlich ist ergänzend festzustellen, dass genaue Angaben über die 

Art und Menge des zusätzlichen Schmutzwassers erst gemacht werden 

können, wenn sich betriebliche Ansiedlungswünsche konkretisieren. D.h. 

auf der hier relevanten Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung sind 

genaue Angaben zu Belangen der Schmutzwasserentsorgung nicht mög-

lich. Gleichwohl geht die Verwaltung davon aus, dass aufgrund der 

beschlossenen Erweiterung der Kläranlage und den erforderlichen 

betrieblichen Genehmigungsverfahren diese Belange umfassend berück-

sichtigt werden können.  

 

Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist kein weiterer 

Handlungsbedarf erkennbar. 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.12: 

Die Gemeinde geht davon aus, dass nach den vorliegenden Informa-

tionen durch die zukunftsorientierte Erweiterung der Kläranlage Bad Laer 

und den dem FNP-Änderungsverfahren nachfolgenden betrieblichen 

Genehmigungsverfahren den Belangen der Schmutzwasserentsorgung 

entsprochen werden kann. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme insgesamt zur Kenntnis genommen. 

Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist kein weiterer 

Handlungsbedarf erkennbar. 
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Stellungnahme Nr. A.13: 

Bundesnetzagentur (17.10.2016) 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Bauplanungen mit Höhen über 

20 m Richtfunktrassen in relevanter Weise beeinträchtigen können und 

daher – sofern sich entsprechende Umstände ergeben – frühzeitig eine 

Abstimmung mit der Bundesnetzagentur erfolgen muss. 

 

Bezogen auf die vorliegende Planung werden keine Bauhöhen festgelegt. 

Dies erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt im Rahmen der Aufstellung von 

Bebauungsplänen. Wann dies sein wird, ist nicht absehbar. Gleichwohl 

wird auch in einem solchen Bauleitplanverfahren die Bundesnutzagentur 

entsprechend der gesetzlich vorgegebenen Beteiligungen gemäß § 4 

BauGB zur Stellungnahme aufzufordern sein. Allerdings werden aufgrund 

der eher begrenzten Grundstücksausdehnungen und der im Umfeld 

bestehenden Nutzungen eher Bauplanungen mit Höhen unter 20 m zu 

erwarten sein, wie dies auch in der Stellungnahme angeführt wird. 

 

Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist somit kein weiterer 

Handlungsbedarf erkennbar, ein entsprechender Hinweis wird in die 

Begründung unter Punkt 4.3a „Ver- und Entsorgung“ aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.13: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auf der Ebene der 

vorbereitenden Bauleitplanung ist kein weiterer Handlungsbedarf 

erkennbar. 



33 

 

 

Stellungnahme Nr. A.14: 

PLEdoc GmbH (24.10.2016) 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Plangebiet keine von der 

PLEdoc verwalteten Versorgungsanlagen vorhanden sind. Sofern eine 

Beteiligung der PLEdoc GmbH z.B. im Zuge der Verortung von 

Ausgleichsmaßnahmen angebracht ist, ist dem nachzukommen.  

 

Im Übrigen ist auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung kein 

weiterer Handlungsbedarf erkennbar. 
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Beschlussvorschlag Nr. A.14: 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Plangebiet keine von der 

PLEdoc verwalteten Versorgungsanlagen vorhanden sind. Sofern eine 

Beteiligung der PLEdoc GmbH z.B. im Zuge der Verortung von 

Ausgleichsmaßnahmen angebracht ist, ist dem nachzukommen. Im 

Übrigen ist auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung kein 

weiterer Handlungsbedarf erkennbar. 
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Stellungnahme Nr. A.15a: 

Westnetz GmbH - Osnabrück (13.10.2016) 

 

Zur allgemeinen Information erfolgt ohne Einmessung nachrichtlich in der 

Plankarte der FNP-Änderung eine Darstellung des betroffenen Abschnitts 

der Fernmeldeleitung der Westnetz GmbH. Grundsätzlich ist dazu anzu-

merken, dass diese in dem südlich der Bielefelder Straße gelegenen 

Bereich verläuft. Im Übrigen ist auf der Ebene der vorbereitenden 

Bauleitplanung kein weiterer Handlungsbedarf erkennbar. Im Rahmen der 

verbindlichen Bauleitplanung und der objektbezogenen Genehmigungs-

planung wird eine frühzeitige Abstimmung mit dem Versorger zu führen 

sein. 

 

Die Einbindung der Hauptverwaltung Dortmund ist erfolgt, die entspre-

chende Stellungnahme vom 15.11.2016 wird nachfolgend aufgeführt 

und behandelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



36 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.15a: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Neben dem Eintrag der 

Fernmeldeleitung ist auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung 

kein weiterer Handlungsbedarf erkennbar. Für sonstige Belange ist im 

Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung und der objektbezogenen 

Genehmigungsplanung eine frühzeitige Abstimmung mit dem Versorger 

vorzunehmen. 
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Stellungnahme Nr. A.15b: 

Westnetz GmbH – Dortmund (15.11.2016) 

 

Betroffen ist die 110 kV Hochspannungsfreileitung Legenerich – 

Müschen. Der Schutzstreifen hat, zentriert auf die Maststandorte, ent-

sprechend der der Stellungnahme beigefügten Plankarten (Westnetz, 

Ausgabe 08.12.2015) zwischen dem Mast am Grünem Weg und dem 

Mast 61 unmittelbar östlich der Bahnstrecke eine Gesamtbreite von 

46 m, d.h. auf jeder Seite 23 m. Vom Mast 61 nach Osten bis zum Mast 

62 am Westrand des Abschnitts des Kirchwegs, der hier südlich von der 

Bielefelder Straße abgeht, verjüngt sich der Schutzstreifen auf 42 m. 

Noch weiter in Richtung Osten folgen die Masten 63 und 64, in deren 

Bereich sich die Gesamtbreite nochmals auf 37 m, d.h. auf 18,5 m zu 

jeder Seite verjüngt.  

 

Auf der Flächennutzungsplanebene (vorbereitende Bauleitplanung) wer-

den keine Regelungen zum mitunter unterschiedlichen, vertikalen 

Abstand zwischen Freileitung und Gebäuden, Pflanzmaßnahmen oder 

Fahrbahnen getroffen, auch erfolgen keine zur Erreichbarkeit und zum 

Schutz der Masten. Konkrete Planungsabsichten, auf die man sich 

beziehen könnte, liegen keine vor. Zum derzeitigen Planungsstand ist 

davon auszugehen, dass die für die Anlage eines Regenrückhaltebeckens 

dargestellte Fläche für Versorgungsanlagen außerhalb des 

Schutzstreifens der Hochspanungsfreileitung liegt. Bei der Bahnanlage 

handelt es sich um eine bestehende, eingleisige Strecke. 

 

Zur allgemeinen Information sind die Maststandorte in die Plankarte der 

FNP-Änderung ohne Einmessung nachrichtlich übertragen. Ergänzend 

erfolgen zum Schutz der Maste und Freileitungen in der Begründung 

Hinweise auf die zuvor ausgeführten Inhalte. 
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Im Hinblick darauf, dass Masten in einem Radius von mindestens 15 m 

Radius von sämtlichen Maßnahmen freizuhalten sind, wurde die Trasse 

der Ortsumgehung von den jeweiligen Standorten abgerückt. Darüber 

hinaus maßgebend für die neue Ortsumgehung waren südwestlich der 

Bahnstrecke die Lage des Gesundheitszentrums und nordöstlich der 

Bahnstrecke die gemeindliche Vorgabe, die die Ortsumgehung nördlich 

der 110 kV Hochspannungsfreileitung anzuordnen. In weiteren 

Bebauungsplan- oder Genehmigungsverfahren und nachfolgender 

Umsetzungen ist für die konkrete Ausführung in den Nahbereichen der 

Masten eine frühzeitige Abstimmung mit der Westnetz GmbH 

ausdrücklich empfohlen. In der Begründung der FNP-Änderung wurde ein 

entsprechender Hinweis aufgenommen. 

 

 

Die Gemeinde geht insgesamt davon aus, dass dadurch den Belangen 

der Hochspannungsfreileitung auf der Ebene der hier behandelten 

vorbereitenden Bauleitplanung entsprochen wird und kein weiterer 

Klärungs- oder Regelungsbedarf vorliegt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.15b: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Trasse der 

Ortsumgehung ist im Bereich der Masten um jeweils mindestens 15 m 

Radius abzurücken. Darüber hinaus ist auf der Ebene der vorbereitenden 

Bauleitplanung kein weiterer Klärungs- oder Regelungsbedarf erkennbar. 

Für sonstige Belange ist im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung und 

der objektbezogenen Genehmigungsplanung eine frühzeitige Abstimmung 

mit der Westnetz GmbH vorzunehmen. 
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Stellungnahme Nr. A.16: 

EWE Netz GmbH (08.11.2016) 

 

In der Planauskunft vom 21.11.2016 ist aus den überlassenen Plänen 

erkennbar, dass im Geltungsbereich der FNP-Änderung keine relevanten 

Versorgungseinrichtungen der EWE NETZ GmbH vorliegen sind. Im 

Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung und der objektbezogenen 

Genehmigungsplanung wird eine frühzeitige Abstimmung mit dem 

Versorger zu führen sein. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.16: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der ver-

bindlichen Bauleitplanung und der objektbezogenen Genehmigungs-

planung ist eine frühzeitige Abstimmung mit der EWE Netz GmbH vorzu-

nehmen. 
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Stellungnahme Nr. A.17: 

Vodafon Kabel Deutschland GmbH (03.11.2016) 

 

Die Hinweise auf die Prüfung der Versorgungsmöglichkeiten des Plan-

gebiets mit Telekommunikationseinrichtungen durch Vodafon Kabel 

Deutschland GmbH werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der 

verbindlichen Bauleitplanung und der objektbezogenen Genehmigungs-

planung wird eine frühzeitige Abstimmung mit dem Versorger zu führen 

sein. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag Nr. A.17: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der ver-

bindlichen Bauleitplanung und der objektbezogenen Genehmigungs-

planung ist eine frühzeitige Abstimmung mit der Vodafon Kabel Deutsch-

land GmbH vorzunehmen. 
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Zu B. Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3(1) Baugesetzbuch (BauGB) 

 

Ab dem 13.10.2016 bis einschließlich dem 13.11.2016 fand gemäß 

§ 3(1) BauGB eine ortsübliche öffentliche Bereitstellung der 

Vorentwurfsunterlagen zu jedermanns Einsicht- und Stellungnahme im 

Rathaus der Gemeinde Bad Laer, Fachbereich II Planen & Bauen 

(Bauabteilung), Zimmer 16 statt. Darüber hinaus war der Vorentwurf 

über den Internetauftritt der Gemeinde (www.bad-laer.de) unter dem 

Pfad Rathaus – Bauen und Wohnen - Bauleitplanung bis inklusive 

15.02.2017 einsehbar. 

 

Vor, während und nach dieser frühzeitigen Beteiligung haben in unter-

schiedlichen Konstellationen verschiedene Gespräche zwischen Bürgern 

und Verwaltung stattgefunden. Inhalt der Gespräche waren insbesondere 

Fragen der Flächenverfügbarkeit. Da es sich bei der vorliegenden 

Flächennutzungsplanänderung um eine vorbereitende Bauleitplanung 

handelt, ist die mit der Flächenverfügbarkeit verbundene Frage der Um-

setzbarkeit nicht vorrangiger Gegenstand der Betrachtungen. Im Rahmen 

einer Flächennutzungsplanbearbeitung sind ungeachtet der Flächenver-

fügbarkeit und konkreten Umsetzung Darstellungen für einen Planungs-

horizont von rund 15 Jahren zu treffen, sofern nicht durch besondere 

Entwicklungen eine frühzeitigere Änderung erforderlich wird. Eine Vertie-

fung erfolgt gegebenenfalls auf der Ebene der verbindlichen Bauleit-

planung, in der aus den Darstellungen des wirksamen Flächennutzungs-

plans heraus im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens gemäß Bauge-

setzbuch Festsetzungen zu entwickeln sind. 

 

Schriftlich oder zur Niederschrift sind zu diesem Beteiligungsschritt keine 

Stellungnahmen vorgebracht worden. Vom Februar 2016, d.h. ca. ein 

dreiviertel Jahr vor der Beteiligung gemäß § 3(1) BauGB im Okto-

ber/November 2016, stammen zwei Einwendungen. Diese werden hier 

berücksichtigt und nachfolgend als abwägungsrelevante Inhalte auf der 

Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung behandelt. 

 

 

Nr. Einwender 

 

§ 3(1)/ 

 

§ 3(2)/ 

 

1 Dammweg / Kirchweg 16.02.2016  

2 Dammweg / Kirchweg 17.02.2016  

 

 

http://www.bad-laer.de/
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Zu Einwender B.1 (16.02.2016) 

Ein Flächennutzungsplan ist ein vorbereitender Bauleitplan, der für einen 

Zeithorizont von ca. 15 Jahren die beabsichtigte Flächen- bzw. Boden-

nutzung der Gemeinde in den Grundzügen entwickelt und darstellt. 

Grundlage bildet hier der § 5 des Baugesetzbuchs „Inhalt des Flächen-

nutzungsplans“. Aus dem wirksamen Flächennutzungsplan heraus 

werden nachfolgend konkretisierende, verbindliche Bauleitplanungen 

(Bebauungs-pläne) entwickelt. Im Gegensatz zum Bebauungsplan stellt 

der Flächennutzungsplan jedoch keine verbindliche Rechtsform dar, aus 

dem z.B. der Anspruch auf eine Baugenehmigung abgeleitet werden 

könnte. Was Ansprüche angeht, trifft dies im Grundsatz auch im Hinblick 

auf die Streckenführung der L 94 zu. 

 

Aus Sicht der Gemeinde ist es das vorrangige Ziel, u.a. durch die 

Linienführung die Beeinträchtigungen für das Ortszentrum durch 

Verkehre auf der Umgehungsstraße so minimal wie möglich zu halten. 

Darüber hinaus ist ein möglicher Gegenstand der Betrachtung, wie die 

Umsetzbarkeit des neuen Abschnitts der Umgehungsstraße zu 

finanzieren ist. Auch - soweit auf der Ebene der vorbereitenden Bauleit-

planung relevant - hat in Bezug auf die Sicherheit und Leichtigkeit des 

Verkehrs eine allgemeine Prüfung hinsichtlich verkehrlicher Aspekte zu 

erfolgen. Dies betrifft insbesondere die Lage von Knoten-/ Kreuzungs-

punkten und eine eher geradlinige Führung mit möglichst wenigen 

Anbindungspunkten (Störstellen). Eine Vielzahl von Anbindnungspunkten 

privter Grundstücke, wie sie heute im Bereich Bielefelder Straße und 

Grünem Weg besteht, ist bei einem neu geplanten Teilstück nicht zu 

erwarten. Im Falle einer neuen, abseits des Waschparks geführten 

Terrassierung würden in den genannten Bereich die Zufahrten bestehen 

bleiben. Allenfalls für die direkte Einsehbarkeit von der L 94 würden sich 

für den Waschpark, aber auch für die übrigen Gewerbebetriebe Ände-

rungen ergeben. Gleichwohl besteht auch hier im Rahmen neuer 

gewerblicher Nutzungen die Möglichkeit, nachfolgend zur Bauleitplanung 

ein kundenfreudliches Leitsystem zu entwicklen und hierdurch Kunden-

potenziale zu sichern, gegebenenfalls sogar durch Synergieeffekte neue 

zu erschließen. 
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Aus Sicht der Gemeinde sind somit neben den Interessen von Eigen-

tümern bei der Aufstellung bzw. Änderung des Flächennutzungsplans 

zahlreiche städtebauliche Aspekte in der Abwägung mit zu berücksich-

tigen. Ergänzend ist anzumerken, dass die Entwicklungsrichtung einer 

neuen, weiter südlich geführten Trassenführung bereits mit der 26. FNP-

Änderung 2003 angedacht wurde. 

 

 

Hinsichtlich der Planungsinhalte besteht grundsätzlich die Möglichkeit, 

aufgrund der allgemein günstigen Rahmenbedingungen die bestehende 

gewerbliche Situation mit der gebotenen Rücksicht auf das Umfeld durch 

zusätzliche Bau-, Straßen-, Regenrückhalte- und Grünflächen weiterzu-

entwickeln. Hierbei sind die Lage abseits des Ortszentrums sowie die 

gute Erreichbarkeit der A 33 und damit verbunden eine überregionale 

Verkehrsanbindung positiv zu bewerten. 

 

Ob und wann eine Konkretisierung auf der Ebene der verbindlichen Bau-

leitplanung (Bebauungsplan) zum tragen kommt und welche Auswirkun-

gen dann z.B. für den genannten landwirtschaftlichen Haupterwerbs-

betrieb im Raum stehen, ist insgesamt derzeit nicht absehbar. Auch hat 

bislang keine Vermarktung im Bereich der möglichen neuen gewerblichen 

Bauflächen stattgefunden, womit auch keine Angaben über mögliche 

Betriebe vorliegen. Auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung 

(Flächennutzungsplan) ist daher aus Sicht der Verwaltung derzeit kein 

weiterer Handlungsbedarf erkennbar. 

 

Gleichwohl werden die Anregungen und die sich daraus möglicherweise 

ergebenden Konsequenzen zur Kenntnis genommen. Sofern die Verwal-

tung mit dem Ziel einer zeitnahen Umsetzbarkeit vor Ort konkrete 

Gespräche und Vorgänge mit betroffenen Betrieben und Grundstücks-

eigentümern einleiten oder für Teilbereiche Bebauungspläne aufstellen 

soll, ist dies seitens der Politik durch entsprechende Beschlüsse zu ver-

anlassen. 
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In dem überplanten Bereich und seinem Umfeld befinden sich bereits 

verschiedene Betriebe des produzierenden Gewerbes, der Nahversorgung 

und der Dienstleitung, die auf der Grundlage des wirksamen 

Flächennutzungsplans und den daraus entwickelten rechtskäftigen 

Bebauungsplänen entstanden sind. Dies sind die südlich bzw. östlich der 

heutigen L 94 gelegenen Bebauungspläne mit den Nummern 312, 313, 

313a und 319, hinzu kommen die nördlich der heutigen L 94 gelegenen 

mit den Nummern 12 und 329. Durch die im Hinblick auf das gesamt 

Gemeindegebiet bereits beschriebene Lagegunst abseits des 

Ortszentrums bzw. am Rand der Ortslage mit gewerblicher Vorprägung 

sowie der guten Anbindung zur A 33 wird angestrebt, die bestehenden 

Gewerbeflächen zu ergänzen. Vor dem Hintergrund der genannten 

Rahmenbedíngungen und den erfolgten Vorprüfungen werden Lage und 

Umfang der in der 42. FNP-Änderung thematisierten Ergänzung des 

bestehenden Gewerbestandorts seitens der Verwaltung als angemessen 

und sinnvoll erachtet. Verbunden ist diese Einschätzung auch mit den 

Möglichkeiten, die gewerblichen Zusammenhänmge insgesamt nach 

Süden gegenüber der freien Landschaft und der Streubebeauung im 

Außenbereich durch Grünstrukturen dauerhaft begrenzen sowie durch 

dortige raumwirksame Baumpflanzungen eingrünen zu können. 

 

Bislang ist in der 42. FNP-Änderung vorrangig die perspektivische 

Planung auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung (FNP) 

Gegenstand der Betrachtungen. Ob und inwiefern Überlegungen einer 

zeitnahen Verfügbarkeit erforderlicher (Teil-)Flächen bereits auf dieser 

Ebene erfolgen sollen, ist seitens der politischen Gremien zu erörtern. 

Sofern gewünscht, ist die Verwaltung zur Klärung der Möglichkeiten und 

Auswirkungen zu beauftragen. 

 

 

Insgesamt werden die Inhalte der Stellungnahme zur Kenntnis 

genommen. Gründe, die vorliegenden Planungsziele und -inhalte 

grundsätzlich in Frage zu stellen, sind aus Sicht der Verwaltung 

insbesondere aufgrund der beschriebenen Lagegunst und den 

Eingrünungsmöglichkeiten im Süden nicht erkennbar.  

 

Gleichwohl haben sich aufgrund verschiedener Gespräche eine Variante 

2 und 3 ergeben, die ebenso wie die bislang verfolgte Entwurfs-Variante 

(Variante 1) nachfolgend abgebildet sind.  
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(hier Fortführung der Behandlung von Stellungnahme B.1) 

 

 
Entwurf, Februar 2017 (Variante 1) 

 

 

Alternativer Lösungsansatz , Januar 2017 (Variante 2) 

 

In den Varianten 2 und 3 wird eine Durchschneidung von 

landwirtschaftlich genutzten Flächen zwischen Bielefelder Straße und 

den Hofstellen am Kirchweg durch eine geänderte Trassenführung 

deutlich verringert, was den der Verwaltung vorliegenden Informationen 

nach den Interessen der dortigen Eigentümer näher kommt.  

 

Ohne einen konkret bekannten oder absehbaren Zeithorizont könnten 

diese dann trotz der zukünftigen FNP-Darstellung als Gewerbliche 

Baufläche (GE) weiterhin im Zusammenhang mit südlich angrenzenden 

landwirtschaftlichen Flächen genutzt werden, ohne durch eine 

Straßentrasse abgeschnitten zu werden. Dies setzt allerdings auch 

voraus, dass die festgesetzte Eingrünung zumindestens in den 

betroffenen Teilbereichen wie das Gewerbegebiet ebenfalls nicht 

umgesetzt wird. 

 

 

Alternativer Lösungsansatz , Februar 2017 (Variante 3) 

 

Für den Waschpark würde eine Trassenführung entsprechend der 

Variante 2 und besonders aber entsprechend der Variante 3 bedeuten, 

dass dessen Einsehbarkeit von der Umgehungsstraße weiterhin gegeben 

ist. 

 

Die Verwaltung geht davon aus, dass die Varianten 2 oder 3 den 

Interessen der betroffenen Eigentümer und Nutzer im Hinblick auf den 

Erhalt heutiger Gegebenheiten entgegenkommt. Gleichzeitig müsste aus 

Sicht der Gemeinde auf eine perspektivische Darstellung der 
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gewerblichen Ziele auf Flächennutzungsplanebene auch im Ostteil bis zur 

Versmolder Straße nicht verzichtet werden.  

 

Ungeachtet dessen sind bei der Variante 3 aufgrund der verschiedenen 

Kurven die verkehrlichen Belange der Umgehungsstraße mit der 

Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLSTBV) 

abzustimmen und die Planung gegebenenfalls anzupassen. Dies kann 1. 

vor der Beteiligung gemäß § 4(2) BauGB oder 2. im Rahmen dieser 

Beteiligung erfolgen. Durch Änderungen, die in Folge der eigentlichen 

Beteiligung gemäß § 4(2) BauGB erforderlich werden, ist im Grundsatz 

eine erneute Offenlage durchzuführen. Sofern das weitere FNP-Verfahren 

auf dieser Variante 3 aufbauen soll, schlägt die Verwaltung daher vor, 

um keine Zeit zu verlieren vor der Beteiligung gemäß § 4(2) BauGB eine 

Abstimmung mit der Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau 

und Verkehr (NLSTBV) durchzuführen. 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 1 zu Nr. B.1: 

Insgesamt werden die Inhalte der Stellungnahme zur Kenntnis genom-

men. Gründe, die vorliegenden Planungsziele und -inhalte grundsätzlich 

in Frage zu stellen, sind aus Sicht der Gemeinde insbesondere aufgrund 

der Lage abseits des Ortszentrums bzw. am Rand der Ortslage, der 

gewerblichen Vorprägung, der guten Anbindung zur A 33 und den Ein-

grünungsmöglichkeiten im Süden gegenüber der freien Landschaft und 

der hier im Außenbereich nur vereinzelten Bebauung nicht erkennbar. 

Auf der Grundlage der Variante 1 vom Februar 2017 sind die Beteiligun-

gen gemäß der §§ 3(2)/4(2) BauGB durchzuführen. 

 

Beschlussvorschlag 2 zu Nr. B.1: 

Insgesamt werden die Inhalte der Stellungnahme zur Kenntnis genom-

men. Gründe, die vorliegenden Planungsziele und -inhalte grundsätzlich 

in Frage zu stellen, sind aus Sicht der Gemeinde insbesondere aufgrund 

der Lage abseits des Ortszentrums bzw. am Rand der Ortslage, der 

gewerblichen Vorprägung, der guten Anbindung zur A 33 und den Ein-

grünungsmöglichkeiten im Süden gegenüber der freien Landschaft und 

der hier im Außenbereich nur vereinzelten Bebauung nicht erkennbar. 

Auf der Grundlage der Variante 2 vom Januar 2017 sind die Beteiligun-

gen gemäß der §§ 3(2)/4(2) BauGB durchzuführen. 

 

Beschlussvorschlag 3 zu Nr. B.1: 

Insgesamt werden die Inhalte der Stellungnahme zur Kenntnis genom-

men. Gründe, die vorliegenden Planungsziele und -inhalte grundsätzlich 

in Frage zu stellen, sind aus Sicht der Gemeinde insbesondere aufgrund 

der Lage abseits des Ortszentrums bzw. am Rand der Ortslage, der 

gewerblichen Vorprägung, der guten Anbindung zur A 33 und den Ein-

grünungsmöglichkeiten im Süden gegenüber der freien Landschaft und 

der hier im Außenbereich nur vereinzelten Bebauung nicht erkennbar. 

Auf der Grundlage der Variante 3 vom Februar 2017 sind die Beteiligun-

gen gemäß der §§ 3(2)/4(2) BauGB durchzuführen. Mit Blick auf die 

verschiedenen Kurven sind die verkehrlichen Belange vorab mit der 

Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLSTBV) 

abzustimmen und die Unterlagen der 42. FNP-Änderung vor der Offen-

lage entsprechend anzupassen. 
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Zu Einwender B.2 (17.02.2016) 

Insgesamt werden die Inhalte der Stellungnahme zur Kenntnis genom-

men und wie in der Stellungnahme angeführt bereits mit den Einwendern 

besprochen. 

 

Gründe, die vorliegenden Planungsziele und -inhalte grundsätzlich in 

Frage zu stellen, sind aus Sicht der Gemeinde insbesondere aufgrund der 

Lage abseits des Ortszentrums bzw. am Rand der Ortslage, der 

gewerblichen Vorprägung, der guten Anbindung zur A 33 und den Ein-

grünungsmöglichkeiten im Süden gegenüber der freien Landschaft und 

der hier im Außenbereich nur vereinzelten Bebauung nicht erkennbar. 

 

Gleichwohl sind aufgrund verschiedener Gespräche eine Variante 2 und 

3 angedacht worden, die ebenso wie zum besseren Verständnis die 

bislang verfolgte Entwurfs-Variante (Variante 1) nachfolgend abgebildet 

sind.  

 

 
Entwurf, Februar 2017 (Variante 1) 

 

 

 

 

 

 



48 

 
(hier Fortführung der Behandlung von Stellungnahme B.2) 

 

 

Alternativer Lösungsansatz , Januar 2017 (Variante 2) 

 

 

Alternativer Lösungsansatz , Februar 2017 (Variante 3) 

 

In den Varianten 2 und 3 wird eine Durchschneidung von landwirtschaft-

lich genutzten Flächen zwischen Bielefelder Straße und den Hofstellen 

am Kirchweg durch eine geänderte Trassenführung deutlich verringert. 

Dies kommt den der Verwaltung vorliegenden Informationen nach den 

Interessen der dortigen Eigentümer näher, wenngleich der erwähnte Gra-

ben noch weiter westlich liegt (Lage des relevanten Abschnitts des Gra-

bens: siehe Variante 3 und hier westlich der neuen Umgehungstrasse 

bzw. genauer westlich der GE-Bezeichnung und hier deckungsgleich mit 

der blauen, von Nord nach Süd verlaufenden Linie). Bei einer 

Umgehungstrasse, gelegen auf dem Abschnitt der Grabentrasse, sind 

aus Sicht der Verwaltung die Anteile gewerblich zusätzlich nutzbarer 

Flächen zu gering. 

 

Ohne einen konkret bekannten oder absehbaren Zeithorizont könnten die 

im Osten verbleibenden Flächen dann trotz der zukünftigen FNP-

Darstellung als Gewerbliche Baufläche (GE) weiterhin im Zusammenhang 

mit südlich angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen genutzt werden, 

ohne durch eine Straßentrasse abgeschnitten zu werden. Dies setzt 

allerdings auch voraus, dass die festgesetzte Eingrünung zumindestens 

in den betroffenen Teilbereichen wie das Gewerbegebiet ebenfalls nicht 

umgesetzt wird. 

 

Die Verwaltung geht davon aus, dass die Varianten 2 oder 3 den 

Interessen der betroffenen Eigentümer und Nutzer im Hinblick auf den 

Erhalt heutiger Gegebenheiten entgegenkommt. Gleichzeitig müsste aus 

Sicht der Gemeinde auf eine perspektivische Darstellung der 

gewerblichen Ziele auf Flächennutzungsplanebene auch im Ostteil bis zur 

Versmolder Straße nicht verzichtet werden. 
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Beschlussvorschlag 1 zu Nr. B.2: 

Insgesamt werden die Inhalte der Stellungnahme und der Austausch mit 

der Verwaltung zur Kenntnis genommen. Gründe, die vorliegenden 

Planungsziele und -inhalte grundsätzlich in Frage zu stellen, sind aus 

Sicht der Gemeinde insbesondere aufgrund der Lage abseits des 

Ortszentrums bzw. am Rand der Ortslage, der gewerblichen Vorprägung, 

der guten Anbindung zur A 33 und den Eingrünungsmöglichkeiten im 

Süden gegenüber der freien Landschaft und der hier im Außenbereich 

nur vereinzelten Bebauung nicht erkennbar. 

Auf der Grundlage der Variante 2 vom Februar 2017 sind die Beteiligun-

gen gemäß der §§ 3(2)/4(2) BauGB durchzuführen. 

 

Beschlussvorschlag 2 zu Nr. B.2: 

Insgesamt werden die Inhalte der Stellungnahme und der Austausch mit 

der Verwaltung zur Kenntnis genommen. Gründe, die vorliegenden 

Planungsziele und -inhalte grundsätzlich in Frage zu stellen, sind aus 

Sicht der Gemeinde insbesondere aufgrund der Lage abseits des 

Ortszentrums bzw. am Rand der Ortslage, der gewerblichen Vorprägung, 

der guten Anbindung zur A 33 und den Eingrünungsmöglichkeiten im 

Süden gegenüber der freien Landschaft und der hier im Außenbereich 

nur vereinzelten Bebauung nicht erkennbar. 

Auf der Grundlage der Variante 3 vom Februar 2017 sind die Beteiligun-

gen gemäß der §§ 3(2)/4(2) BauGB durchzuführen. Mit Blick auf die 

verschiedenen Kurven sind die verkehrlichen Belange vorab mit der 

Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLSTBV) 

abzustimmen und die Unterlagen der 42. FNP-Änderung vor der Offen-

lage entsprechend anzupassen. 


